








lungsdauer bewältigen. Nicht jede Einrich-
tung kann die bauliche Hochsicherung, ein
differenziertes Therapieangebot und umfas-
sende Resozialisierungsmaßnahmen gleicher-
maßen bereitstellen. Die bauliche Hochsiche-
rung und die langfristige, gesicherte Unter-
bringung wäre von zentralen Einrichtungen
am ehesten zu leisten, während die kleineren
peripheren Einrichtungen spezialisierte The-
rapieangebote machen könnten und nicht mit
einer Vollversorgung belastet wären.

Besserung und Sicherung

Die Unterbringung nach § 63 StGB ist mit dem
Doppelmandat „Besserung und Sicherung“ ver-
sehen. Diese doppelte Zielsetzung, bei der die
Reihenfolge einst als programmatischer Aus-
druck der Behandlungsorientierung und Ab-
kehr vom Verwahrungsgedanken begrüßt
wurde, bestimmt in vielerlei Hinsicht das Bild
des Maßregelvollzugs. Die Unterbringung er-
folgt nicht nur zur Sicherung der Allgemein-
heit, sondern zielt durch die Behandlung der
psychischen Störung auch auf eine Senkung der
krankheitsbedingten Gefährlichkeit. Das Ziel
der Maßregelbehandlung ist die Beseitigung
oder Senkung der Gefährlichkeit in dem Maße,
dass eine Entlassung unter Berücksichtigung
des Sicherheitsinteresses der Allgemeinheit ver-
antwortet werden kann. Wenn der Patient nicht
mehr gefährlich ist, muss er aus der Unterbrin-
gung entlassen werden – ungeachtet seines Ge-
sundheitszustandes. Eine eventuell notwendige
psychiatrische Behandlung hätte dann unter an-
deren Bedingungen zu erfolgen, jedoch nicht
mehr im Maßregelvollzug. Mit dem Doppel-
mandat ist auch die Unterbringung der nur zu
sichernden und therapeutisch nicht erreichba-
ren Patienten in Maßregelvollzugseinrichtun-
gen geregelt. Für die Patienten, die als therapeu-
tisch nicht erreichbar gelten und deshalb lang-
fristig untergebracht sind, wird die Einrichtung
sogenannter long-stay-Einheiten diskutiert. Es
handelt sich hierbei um Stationen, auf denen
das Therapieangebot sehr reduziert wurde, da-
gegen Arbeits- und Beschäftigungsangebote
verstärkt erfolgen.

Beendigung der Unterbringung

Die Aussetzung der zeitlich nicht befristeten
Maßregel nach § 63 StGB ist allein von einer
günstigen Gefährlichkeitsprognose abhängig.
Die freiheitsentziehende Maßnahme der Besse-

rung und Sicherung ist so angelegt, dass auch
dem schuldlosen oder eingeschränkt schuldfä-
higen Straftäter ein Freiheitsentzug droht,
wenn und solange von ihm eine Gefahr für die
Allgemeinheit ausgeht. Dies wurde auch als
„Sonderopfer“ des psychisch kranken Straftä-
ters bezeichnet. Aus der Verpflichtung, den
Freiheitsentzug so kurz wie möglich zu halten
(„Verhältnismäßigkeitsprinzip“), folgt der An-
spruch der Untergebrachten auf eine möglichst
effiziente Behandlung und Rehabilitation.

In der Realität ist dagegen ein Anstieg der
mittleren Verweildauer im Maßregelvollzug
in den vergangenen Jahren festzustellen,
wobei es zwischen den Bundesländern teil-
weise erhebliche Unterschiede gibt. Untersu-
chungen der Kriminologischen Zentralstelle
ergaben eine mittlere Aufenthaltsdauer der
entlassenen Patienten 2002 bei 3,22 Jahren
(Median 2,83), 2003 bei 4,37 Jahren (Median
5,08) und 2006 bei 6,5 Jahren (Median 5,33). 4

Deutlich gestiegen ist der Anteil der Patien-
ten, die länger als zehn Jahre untergebracht
sind. Als Erklärung für die verlängerte Unter-
bringungsdauer werden sowohl eine Zunah-
me der Störungsschwere der Patienten als
auch eine restriktivere Entlassungspolitik dis-
kutiert. Das Gesetz zur Bekämpfung von Se-
xualstraftätern und anderen gefährlichen
Straftaten sowie die novellierte Formulierung
des § 67 d Abs. 2 Satz 1 StGB, in dem die
Voraussetzung für eine Entlassung aus der
Maßregelunterbringung genannt wird, führ-
ten zu erhöhten Anforderungen an die Legal-
prognosen. In dieser Zeit wurden von Politi-
kern öffentlich Forderungen erhoben, Maßre-
gelpatienten dauerhaft einzusperren. Seit
2007 sollen Patienten des psychiatrischen
Maßregelvollzugs alle fünf Jahre durch einen
externen Sachverständigen, der nicht an der
bisherigen Behandlung beteiligt war, begut-
achtet werden. Dies kann Kliniken dazu ver-
leiten, im Hinblick auf die anstehende externe
Begutachtung im vierten Jahr keine Entlas-
sungsempfehlung mehr abzugeben, einge-
denk ihrer Verantwortung auch für die Zeit
danach.

4 Vgl. Silke Kröniger, Lebenslange Freiheitsstrafe, Si-
cherungsverwahrung und Unterbringung in einem
psychiatrischen Krankenhaus. Dauer und Gründe der
Beendigung 2002 und 2003, Wiesbaden 2004, S. 32 und
2005, S. 32; Axel Dessecker, Lebenslange Freiheits-
strafe, Sicherungsverwahrung und Unterbringung in
einem psychiatrischen Krankenhaus. Dauer und
Gründe der Beendigung, Wiesbaden 2008, S. 34.
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Sobald die Legalprognose hinreichend güns-
tig ist, muss der Maßregelpatient entlassen
werden. Das Entlassungsumfeld sollte die er-
reichten Therapieziele stabilisieren und die
Prognose stützen. Dies kann dazu führen, dass
eine bedingte Entlassung des Patienten in eine
betreute Wohnumgebung oder in ein Heim er-
folgt. Nach einer bedingten Entlassung auf Be-
währung setzt die Führungsaufsicht ein. Als
Teil der Entlassungsbedingungen kann der Pa-
tient zur ambulanten Weiterbehandlung in
einer forensischen Institutsambulanz angewie-
sen werden. Verstößt ein zur Bewährung ent-
lassener Maßregelpatient gegen die auferlegten
Weisungen (beispielsweise ambulante Nachbe-
handlung, Abstinenz) oder droht ein Rückfall
wegen einer gefährlichen Verschlechterung des
Gesundheitszustandes, kann ein Bewährungs-
widerruf (§ 67 g StGB) mit erneuter Unter-
bringung angezeigt sein. Wenn es sich lediglich
um eine akute Zustandsverschlechterung oder
einen Rückfall in Suchtverhalten handelt, kann
der zur Bewährung entlassene Patient für eine
maximal dreimonatige Krisenintervention sta-
tionär untergebracht und so der Bewährungs-
widerruf vermieden werden (§ 67 h StGB).

Unterschiede zwischen Maßregel- und
allgemeinpsychiatrischer Behandlung

Die Maßregelbehandlung wird in allen ihren
Abschnitten, also Diagnostik und Therapiepla-
nung, Therapie, Wiedereingliederung und
Nachbetreuung, nach zeitgemäßem Standard
durchgeführt. Durch organisatorische und
rechtliche Rahmenbedingungen, Behandlungs-
grundlage, Therapieziele und Risikomanage-
ment unterscheidet sich die Maßregeltherapie
grundlegend von der Behandlung in allgemein-
psychiatrischen Kliniken. Maßregelpatienten
unterscheiden sich von den Patienten der Allge-
meinpsychiatrie unter anderem hinsichtlich der
Sozialisation und Erfahrungen mit institutiona-
lisierten Hilfsangeboten, der psychiatrischen
Diagnosen und der Begleiterkrankungen, der
psychiatrischen und forensischen Vorge-
schichte sowie hinsichtlich ihrer Behandlungs-
motivation und Kooperationsbereitschaft.

Jeder dritte Maßregelpatient hat eine Heim-
sozialisation, und fast zwei Drittel hatten eine
oder mehrere Vorstrafen. 60 Prozent hatten vor
dem Einweisungsdelikt vergleichbare Taten be-
gangen. Etwa 28 Prozent der Patienten befan-
den sich in psychiatrischer Behandlung als sie

das Delikt begingen, wegen dem sie dann einge-
wiesen wurden. Die Hauptdiagnosen sind Per-
sönlichkeitsstörungen (34 Prozent), Psychosen
(47 Prozent) und Intelligenzminderung.

Eine Maßregelunterbringung soll nicht bei
Bagatell-, sondern bei schwerwiegenden De-
likten erfolgen. Hierbei handelt es sich in der
Hauptsache um Tötungs- (etwa 20 Prozent),
Sexualdelikte (etwa 25 Prozent), Körperver-
letzungen (32 Prozent) und Brandstiftungen
(etwa 11 Prozent). 5

Die Maßregelpatienten haben nicht das
Recht der freien Arztwahl und können – ebenso
wie ihre Therapeuten – nicht frei über Beginn
und Beendigung der Behandlung entscheiden.
Über die Aufnahme wie über die Entlassung
aus der Unterbringung entscheidet das Gericht.
Durch das Hinzutreten der Justiz wird die Pa-
tient-Therapeut- zu einer Dreierbeziehung. In
mindestens jährlichen Abständen fordert die
Strafvollstreckungskammer von der Maßregel-
klinik eine Stellungnahme zur Frage, inwieweit
eine weitere Unterbringung notwendig ist.
Während der bedingten Entlassung aus der Un-
terbringung und der ambulanten Behandlung
besteht eine Offenbarungspflicht der Therapeu-
ten gegenüber der Strafvollstreckungskammer
und anderen an der ambulanten Behandlung be-
teiligten Personen. Das entscheidende Kriteri-
um für die Fortdauer der Maßregelbehandlung
ist nicht die psychische Störung, sondern die
krankheitsbedingte Gefährlichkeit. Jeder Be-
handlungsschritt hat dem Gedanken der Sicher-
heit der Öffentlichkeit Rechnung zu tragen. Zu
Beginn der Maßregelbehandlung erfolgt die Si-
cherung vor allem durch bauliche Maßnahmen,
die Gefängnisstandards erfüllen (Stahlgitter, mit
„Natodraht“ bewehrte Außenmauern von vier
Metern Höhe, Sicherheitsschleusen und Kame-
raüberwachung). Therapiefortschritte verän-
dern die Sicherungsanforderungen, sie rechtfer-
tigen und erfordern Lockerungen.

Lockerungen

In den meisten Maßregelkliniken werden
Lockerungen der Sicherungsanforderungen
entsprechend einem Stufenkonzept vorge-
nommen. Die Lockerungsstufe bestimmt sich

5 Vgl. Rüdiger Müller-Isberner/Sabine Encker, Un-
terbringung im Maßregelvollzug gem. § 63 StGB, in:
Klaus Foerster/Harald Dressing (Hrsg.), Psychia-
trische Begutachtung, München 2008.
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dabei nach der dann in den gewährten Frei-
räumen noch bestehenden Gefährlichkeit.

Die hohen Sicherungsbedingungen zu Be-
ginn der Maßregelbehandlung, bei fehlender
Kooperationsbereitschaft des Patienten oder
unzureichenden oder fehlenden Behandlungs-
fortschritten werden vornehmlich durch bauli-
che Maßnahmen erfüllt. Diese können bei er-
folgreichem Behandlungsverlauf zunehmend
durch therapeutische Maßnahmen abgelöst
werden. Besteht eine stabile und belastbare Be-
ziehung des Patienten zum Personal und keine
erhöhte oder unkontrollierte Neigung zu im-
pulsivem Handeln, dann sind personalbegleite-
te Ausführungen als erster Lockerungsschritt
möglich. Der nächste Schritt kann ein zeitlich
befristetes Verlassen der gesicherten Umgebung
ohne Personalbegleitung (Ausgang) sein. Vor-
aussetzung hierfür ist unter anderem die Fähig-
keit des Patienten, potentiell risikoträchtige Si-
tuationen und Risikofaktoren erkennen und an-
gemessen damit umgehen zu können bzw. sich
rechtzeitig beim Personal Hilfe zu holen. Im
Vorfeld müssen individuelle Rückfallvermei-
dungsstrategien erarbeitet und erprobt worden
sein. Bei den Beurlaubungen kann der Patient
schließlich mehrere Tage außerhalb der Klinik
verbringen. Auch hierbei handelt es sich um
eine therapeutische Maßnahme, die vor allem
zur Vorbereitung der Entlassung dient. Die Be-
urlaubung setzt beim Patienten voraus, dass er
die erarbeiteten Therapieziele stabil internali-
siert und belastbare und verlässliche Strategien
zur Stressbewältigung ausgebildet hat.

Diese schrittweise Rücknahme institutionel-
ler und personeller Kontrollmechanismen dient
dazu, bisherige Therapiefortschritte unter zu-
nehmend realistischen Bedingungen und ihre
Stabilisierung zu prüfen und zu erproben. Um
die Lockerungsentscheidung vorzubereiten,
den Stand der Therapie, die Notwendigkeit der
Fortdauer der Unterbringung oder die Entlas-
sungsmöglichkeit zu prüfen, können externe
Sachverständige hinzugezogen werden.

Maßregelbehandlung

Die Einweisungsgrundlage in den Maßregel-
vollzug ist die Gefährlichkeit des Patienten auf-
grund einer psychischen Störung oder Krank-
heit, wobei Gefährlichkeit als Straftat definiert
ist. Ist die Gefährlichkeit durch die Behandlung
beseitigt, dann ist der Patient aus dem Maßre-

gelvollzug zu entlassen, selbst wenn die psychi-
sche Erkrankung weiterbesteht. Was soll im
Maßregelvollzug also behandelt werden? Die
Delinquenz, die Gefährlichkeit, die psychische
Störung oder etwas Drittes?

Es ist empirisch belegt, dass psychische
Krankheiten und Störungen das Risiko ge-
walttätigen Verhaltens erhöhen. Das empiri-
sche Wissen über Zusammenhänge zwischen
erhöhtem Gewaltrisiko und psychischen Stö-
rungen hat in den vergangenen 20 Jahren er-
heblich zugenommen und die Bedeutung der
Interaktion biologischer und psycho-sozialer
Einflüsse gezeigt. Ebenso ist unser Wissen
über die spezifische Wirksamkeit einzelner
Methoden in der Behandlung psychisch kran-
ker Straftäter gewachsen. Zusammen mit dem
Wissen über Charakteristika psychisch ge-
störter Straftäter sind diese empirisch gesi-
cherten Kenntnisse die Grundlage für eine er-
folgversprechende Maßregelbehandlung.

Die Therapieplanung hat zu berücksichti-
gen, dass bei Maßregelpatienten die psychi-
sche Störung häufig chronisch ist, wieder-
holte Behandlungsversuche in der Vergangen-
heit erfolglos waren, die Fähigkeiten zur
Risikoerkennung und zum Risikomanage-
ment defizitär sind, häufig zudem Alkohol-
und Drogenkonsum, dissoziale Persönlich-
keitsstörung und intellektuelle Minderbega-
bung als Begleitstörungen (Komorbidiäten)
vorliegen. In der Maßregelbehandlung sind
nicht nur die „primären Störungen“ zu be-
rücksichtigen, sondern ganz besonders auch
die begleitenden Störungen, die sich mitunter
sogar als schwer überwindbare Entlassungs-
hindernisse erweisen. Folglich müssen die
Delinquenz verhindernden Interventionen
bei dieser Klientel multi-modal und umfas-
send, intensiv, direkt und strukturiert sein
und ausreichend lang durchgeführt werden.
Die erfolgreichen Behandlungsmethoden
orientieren sich an dem Risiko-, Bedürfnis-
und Ansprechbarkeitsprinzip. Die Gefähr-
lichsten, bei denen ein hohes Rückfallrisiko
besteht, sollen intensiver betreut werden. Be-
handlungsgegenstand sollen nach dem Be-
dürfnisprinzip diejenigen Tätermerkmale
sein, die in einer Beziehung zum delinquen-
ten Verhalten stehen. Dem Ansprechbarkeits-
prinzip folgend sollen die Therapieverfahren
auf die Zwischenziele der Behandlung und
den spezifischen Lernstil des Patienten bezo-
gen sein.
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Daten aus Evaluationsstudien belegen eine
Wirksamkeit von Behandlungsansätzen, bei
denen die individuell bedeutsamen akut- und
chronisch-dynamischen Risikofaktoren direkt
angesprochen werden. Dies setzt für die Be-
handlungsplanung die individuelle Risikoein-
schätzung voraus. Zur Behandlung der chro-
nisch-dynamischen Risikofaktoren eignen sich
das Eingehen auf die psychischen Störung/
Krankheit, die Suchtbehandlung, das Problem-
lösetraining, die Milieutherapie, schulische und
berufliche Bildung, Vermittlung sozialer und
alltäglicher lebenspraktischer Kompetenzen.
Um die akut-dynamischen Risikofaktoren zu
identifizieren, eignet sich unter anderem die Er-
stellung eines Deliktzirkels. Dabei werden das
Verhalten im Tatvorfeld, die Tat und das Tat-
nachverhalten analysiert, interne und externe
Warnzeichen auf der Verhaltensebene beschrie-
ben und für jedes Warnzeichen konkrete Hand-
lungsalternativen (Coping-Strategien) entwi-
ckelt. Weiterhin wird angestrebt, die Opferem-
pathie zu fördern, die Verleugnung und
Bagatellisierung aufzugeben sowie Verantwor-
tung für das gesamte eigene Verhalten zu über-
nehmen.

Häufig handelt es sich um therapeutische
Maßnahmen, die der multimodalen, kognitiven
Verhaltenstherapie zugeordnet werden und
Techniken des sozialen Lernens berücksichti-
gen. Zu den benutzten Therapiemethoden ge-
hören das Modelllernen, Rollenspiele, kognitive
Umstrukturierung, gestufte Erprobungen und
Ressourcenbereitstellung. Wichtig ist eine di-
rekte, assertive Vorgehensweise, bei der die
Therapeuten zweifelsfrei die Autorität über die
Behandlung haben und behalten.

Weil sie vom Gericht zu einer Maßregelbe-
handlung verurteilt wurden, sprechen nicht we-
nige Patienten von einer Zwangstherapie. Das
ist so nicht richtig, denn eine Behandlung gegen
den Willen ist auch im Maßregelvollzug nicht
ohne weiteres erlaubt, die Regelungen sind in
den Bundesländern unterschiedlich. In Ländern
wie Niedersachsen und Hessen kann die Be-
handlung der Anlasserkrankung gegen den Wil-
len des Patienten dann durchgeführt werden,
wenn sie medizinisch erforderlich und nicht
aufschiebbar ist und eine Selbst- oder Fremdge-
fährdung gegeben ist. Für den Patienten ergibt
sich für diese Maßnahmen eine Duldungs-
pflicht, da durch die Behandlung die Gefähr-
lichkeit, wegen der er im Maßregelvollzug ist,
gemindert wird. In anderen Bundesländern

(beispielsweise Nordrhein-Westfalen) ist dage-
gen eine Einwilligung notwendig.

Nach Entlassung aus der stationären Be-
handlung bedarf es regelhaft einer langjähri-
gen aufsuchenden Nachsorge, um die erziel-
ten Erfolge langfristig zu stabilisieren. Die
Notwendigkeit ambulanter Nachbehandlung
durch forensisch erfahrene Therapeuten
konnte durch die positiven Auswirkungen
auf die Senkung der Rückfallquote empirisch
belegt werden, so dass es entsprechende fo-
rensische Institutsambulanzen mittlerweile in
größerer Zahl gibt.

Fazit

Leygraf musste 1988 bei seiner Bestandsauf-
nahme des Maßregelvollzugs in der Bundesre-
publik noch feststellen, dass häufiger ein eher
antitherapeutisches Klima zu finden sei und
die individuelle Behandlung sich vor allem auf
medikamentöse Therapie beschränkt. 6 Eine
individuelle Psychotherapie erfolgte nur sel-
ten. Heute werden manualisierte Therapiepro-
gramme, vor allem für Sexualstraftäter und für
antisoziale und Borderline-Persönlichkeitsstö-
rungen, in den meisten Kliniken angewandt.
Evaluationen und Rückfalluntersuchungen
haben zudem ergeben, dass die Maßregelbe-
handlung die Rückfallrate im Vergleich zur In-
haftierung um 33 bis 50 Prozent senkt. 7 Die
forensische Psychiatrie hat gleichwohl immer
noch mit Vorurteilen und Ressentiments zu
kämpfen. In den Medien wird zumeist über die
Fehler, die Zwischenfälle und das Versagen be-
richtet, was dann das Bild in der Öffentlichkeit
bestimmt.

Zum Stellenwert der psychiatrischen Maß-
regelbehandlung ist generell zu sagen, dass
sich am Umgang der Gesellschaft mit Min-
derheiten zeigt, wie human und sozial ihre
Grundhaltung ist und wie ihr Verhalten ge-
genüber unbequemen Mitgliedern in kriti-
schen Situationen sein wird. Aus diesem
Grund können Verbesserungen im Umgang
mit Minderheiten, wie beispielsweise psy-
chisch kranken Straftätern, gesellschaftlich
von erheblicher Relevanz sein.

6 Vgl. N. Leygraf (Anm. 2).
7 Vgl. Georg Stolpmann, Psychiatrische Maßregelbe-
handlung, Göttingen–Bern–Toronto–Seattle 2001.
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Klaus Laubenthal

Gefangenen-
subkulturen

Als Reaktionen auf den Freiheitsentzug
und zur Bewältigung der mit der Inhaf-

tierung verbundenen Lebenssituation existie-
ren in den Justizvoll-
zugsanstalten (JVAen)
subkulturelle Gegen-
ordnungen mit spezi-
fischen Normen, einer
gewissen Organisati-
on und besonderen
Gebräuchen. 1 Die
Subkulturen stellen
Teilsysteme innerhalb
des umfassenderen
Gesamtsystems einer
Anstalt dar. In ihnen
können die einzelnen

Gefangenen verbotene Mittel anwenden, un-
erlaubte Ziele verfolgen, die Erwartungen des
offiziellen Vollzugsstabs hinsichtlich ihrer
Person umgehen und dadurch eine gewisse
Freiheit in Unfreiheit erlangen.

Entstehungsbedingungen und Erscheinungs-
formen der Gefangenensubkulturen gehörten
in Deutschland zu den eher vernachlässigten
Bereichen der Strafvollzugswissenschaft. Vor
allem Gewalttätigkeiten unter Inhaftierten wur-
den lange Zeit kaum öffentlich wahrgenommen
und unter wissenschaftlichen Aspekten nur
wenig thematisiert. Erst seit relativ kurzer Zeit
beziehen sich auch bei uns vermehrt For-
schungsprojekte auf subkulturelle Handlungs-
weisen von Gefangenen. Es waren im Wesentli-
chen die Ereignisse im Jugendstrafvollzug der
JVA Siegburg in der Nacht vom 11. auf den
12. November 2006, die das Thema der Subkul-
turen im Strafvollzug ins Blickfeld einer breite-
ren Öffentlichkeit – insbesondere der Medien-
öffentlichkeit – rückten. In der nordrhein-west-
fälischen JVA waren zum fraglichen Zeitpunkt
vier junge Gefangene in einem etwa 20 Qua-
dratmeter großen Haftraum untergebracht.
Ohne jeglichen äußeren Anlass misshandelten
drei von ihnen über Stunden hinweg den vierten
Gefangenen und missbrauchten ihn sexuell.
Schließlich beschlossen sie, ihn zu töten. Nach

vier misslungenen Versuchen mit diversen Elek-
trokabeln erhängten sie ihn mit einem aus Bett-
laken gedrehten Strick. Die mediale Berichter-
stattung über diesen Fall führte zur „Entde-
ckung“ der vollzuglichen Subkulturen und
ihrer Erscheinungsformen.

Es kann ausgeschlossen werden, dass es eine
ganz spezifische Anstaltsgesellschaft mit gänz-
lich übereinstimmenden formellen und infor-
mellen Normen und Werten gibt, in die Verur-
teilte sich im Verlauf ihres Anstaltsaufenthalts
einem bestimmten Verhaltenstypus gemäß ein-
fügen. Die Entzugssituation der Inhaftierung
löst vielmehr individuell unterschiedliche Me-
chanismen aus, zu denen auch die Bildung in-
formeller Subsysteme oder der Anschluss an
solche gehört. Inwieweit eine Anpassung der
einzelnen Inhaftierten an solche Systeme er-
folgt, hängt auch von der jeweiligen Biographie
ab. Die Vielfältigkeit der Ursachen des mensch-
lichen Verhaltens – und auch das der Reaktio-
nen auf Konflikt- und Stresssituationen – stellt
modellhafte typische Rollenbeschreibungen
von Strafgefangenen in Frage. Dennoch sind
personenunabhängig und anstaltsübergreifend
bestimmte Erscheinungsformen von Gefange-
nensubkulturen festzustellen. Vordergründig
zeigt sich die Anstaltssubkultur etwa bei illega-
len Kauf- und Tauschgeschäften in den Voll-
zugseinrichtungen. Dabei ist das Schwarz-
marktgeschehen wiederum gekennzeichnet von
subkulturellen Gegenleistungen (Übermittlung
von Nachrichten, sexuelle Hingabe, Ein-
schmuggeln verbotener Gegenstände), wobei
das Eintreiben der illegalen Schulden von Ge-
fangenen mit Nachdruck betrieben wird. 2 Zu
den offen erkennbaren Ausdrucksformen sub-
kultureller Aktivitäten zählen ferner die knast-
typischen Tätowierungen. 3 Die Anstaltssub-
kultur zeigt sich ferner im Sprachgebrauch der
Strafgefangenen. Die Inhaftierten bilden eine
rund um die Uhr in der Einrichtung anwesende,
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1 Dazu Klaus Laubenthal, Erscheinungsformen sub-
kultureller Gegenordnungen im Strafvollzug, in: Tho-
mas Feltes/Christian Pfeiffer/Gernot Steinhilper
(Hrsg.), Kriminalpolitik und ihre wissenschaftlichen
Grundlagen. Festschrift für Hans-Dieter Schwind,
Heidelberg 2006, S. 593–602.
2 Vgl. Ralf Kölbel, Strafgefangene als Eigentümer und
Vertragspartner, in: Strafverteidiger, 19 (1999) 9,
S. 498–507.
3 Vgl. Klaus Pichler, Tätowieren als Element der Ge-
fängniskultur, in: Kai Bammann/Heino Stöver (Hrsg.),
Tätowierungen im Strafvollzug, Oldenburg 2006,
S. 145–159.
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von der Außenwelt mehr oder weniger abge-
schottete Sprachgemeinschaft. Diese pflegt mit
der Knastsprache einen eigenen Wortschatz,
wobei ihr auch eine Einheit stiftende Funktion
im Sinne eines Zusammengehörigkeitsgefühls
zukommt. 4 Bezogen auf die Sicherheit und
Ordnung in den JVAen liegen die eigentlichen
Problemfelder jedoch vor allem in der Heraus-
bildung von Rangordnungen in den Einrichtun-
gen. Hinzu kommen Gruppenbildungen. Ge-
prägt sind die Aktivitäten auf der subkulturel-
len Ebene zudem ganz wesentlich durch die
vollzugliche Suchtproblematik.

Rangordnungen unter den Gefangenen

Mit dem Haftantritt erfolgt für die Verurteil-
ten eine Ausgliederung aus ihrer gewohnten
sozialen Umwelt. Sie verlieren ihren bisheri-
gen gesellschaftlichen Status und werden in
ein neues, geschlossenes soziales System ein-
gegliedert. Das Leben in einer Einrichtung
des Justizvollzugs setzt die Insassen einer
Vielzahl unerwünschter Situationen und
Kontakte aus, ohne dass sie stets in der Lage
wären, diesen auszuweichen. Die Inhaftierten
erleben so einen Verlust an persönlicher Si-
cherheit. Über ein hohes Angstniveau unter
Insassen berichten nicht nur nordamerikani-
sche Strafvollzugsstudien. Ein angstbesetztes
Klima in den Vollzugseinrichtungen ermittel-
ten auch jüngere Untersuchungen im deut-
schen Strafvollzug. 5

Die Inhaftierten finden in der JVA hierar-
chische Statusdifferenzen unter den Mitge-
fangenen vor. Neuankömmlinge erfahren auf
der zwischenmenschlichen Ebene, dass sie
sich behaupten müssen. Sie sind gezwungen,
in ihrem eigenen Interesse einen Platz in der
Rangordnung zu finden. Neuinsassen sind
zunächst besonders gefährdet, Opfer von Un-
terdrückung und Misshandlung zu werden.
Sie stehen vor der Aufgabe, sich beweisen zu
müssen. Sie erfahren, dass ein ganz wesentli-
cher Aspekt zur Statuserlangung physische

Stärke darstellt. Wer Durchsetzungsvermö-
gen besitzt, wer in der Lage ist, sich Respekt
zu verschaffen, wer sich nichts gefallen lässt,
der läuft weniger als andere Gefahr, Opfer zu
werden oder zu bleiben. Männliche Inhaf-
tierte testen aus, wie die eigene Männlichkeit
unter den Augen der anderen Männer ab-
schneidet. 6 Statusfunktion kommt neben der
physischen Stärke noch anderen Gesichts-
punkten zu. Macht und Ansehen in der Ge-
fangenengemeinschaft bedingen etwa die De-
liktsebene (wie Mord), die Haftdauer sowie
Hafterfahrung. Statusfunktion kommt sozia-
ler und intellektueller Kompetenz zu. Von
Bedeutung sind ferner Zugangsmöglichkeiten
zu illegalen Gütern (vor allem zu Betäu-
bungsmitteln), Kontakte zu einflussreichen
Mitinhaftierten oder gute Rechtskenntnisse.

In der vollzuglichen „Hackordnung“ besit-
zen jedoch nicht nur Neuankömmlinge zu-
nächst ein höheres Opferrisiko. Dies betrifft
auch diejenigen, die durch körperliche Schwä-
che auffallen, denen es an Durchsetzungsver-
mögen fehlt oder die aus anderen Gründen
nicht bereit sind, Gewalt anzudrohen oder aus-
zuüben. Eine Ausgrenzung erfahren solche Tä-
tergruppen, die aufgrund der Art ihrer Straftat
von vornherein von einem Aufstieg ausge-
schlossen bleiben. Das gilt für Sexualstraftäter
im Männerstrafvollzug – vor allem solche des
sexuellen Kindesmissbrauchs – sowie für wegen
Kindestötung inhaftierte Mütter in den Frauen-
einrichtungen; Gleiches betrifft auch transsexu-
elle Gefangene. Sie alle rangieren in der Gefan-
genenhierarchie auf niedrigster Stufe. Gewalt
gegen sie dient nicht der Bestimmung eines
Platzes in der „Hackordnung“, sondern ist
Ausgrenzungsgewalt. Zudem kommt es zu er-
niedrigenden Vorgehensweisen u. a. aus sadisti-
scher Veranlagung heraus.

Gewaltandrohung und -ausübung stellen
unter den Insassen von Vollzugseinrichtungen
anerkannte Mittel dar, die Position der einzel-
nen Inhaftierten in der Gefangenenhierarchie
zu bestimmen. Der Zwang, sich durchsetzen zu
müssen, beherrscht aber nicht nur das Verhalten
der Neuinhaftierten. Über die gesamte Haftzeit

4 Vgl. Klaus Laubenthal, Lexikon der Knastsprache,
Berlin 2001.
5 Vgl. Helmut Kury/Ursula Smartt, Gewalt an Straf-
gefangenen, in: Zeitschrift für Strafvollzug und Straf-
fälligenhilfe, 51 (2002) 6, S. 323–339; Eckart Wert-
hebach/Hubert Fluhr/Klaus Koepsel/Johannes Latz/
Klaus Laubenthal, Kommission Gewaltprävention im
Strafvollzug – Nordrhein-Westfalen. Ergebnis der
Überprüfung des Jugend- und Erwachsenenstrafvoll-
zuges, Bonn 2007.

6 Vgl. Mechthild Bereswill, The Society of Captives –
Formierungen von Männlichkeit im Gefängnis, in:
Kriminologisches Journal, 36 (2004) 2, S. 92–108; siehe
auch Wolfgang Kühnel, Gruppen und Gruppenkon-
flikte im Jugendstrafvollzug, in: Monatsschrift für
Kriminologie und Strafrechtsreform, 89 (2006) 4,
S. 276–290.
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hinweg ist der Alltag von fortwährenden Aner-
kennungsritualen und Positionskämpfen in
einer dynamischen Rangordnung geprägt. Prä-
sentiert wird Aggressivität. Es kommt zu physi-
scher Gewalt, wobei es nicht nur bei Körperver-
letzungen bleibt. Die Gewalttätigkeit unter In-
haftierten erfolgt nicht selten auch sexualbezo-
gen. Ein spezifisches Problem in den Vollzugs-
einrichtungen stellt der sexuelle Missbrauch
von Mitgefangenen dar. 7 Nordamerikanische
empirische Untersuchungen gehen von einem
Anteil von bis zu 20 Prozent der Inhaftierten
aus, die während der Haft mindestens einmal
Opfer von sexueller Nötigung oder Vergewal-
tigung durch andere Gefangene wurden. 8 Se-
xuelle bzw. sexualisierte Gewalt in Haftanstal-
ten werden häufig aus Scham oder Angst vor
Rache verschwiegen, und es existiert deshalb
eine hohe Dunkelziffer. Dabei ist sexuelle Ge-
walt in Strafvollzugseinrichtungen für Männer
offenbar stärker verbreitet als in Haftanstalten
für Frauen. Dennoch kommt es auch unter
weiblichen Gefangenen zu sexuellen Übergrif-
fen.

Zu den Formen des Gewalthandelns in den
Vollzugseinrichtungen gehört ferner das Unter-
drücken von Mitgefangenen. Insbesondere in-
haftierten Jugendlichen dient das sogenannte
Bullying, das systematische Schikanieren einer
Person, als Durchsetzungsmittel zur Statuser-
langung. Über einen längeren Zeitraum hinweg
kommt es zu einem andauernden aggressiven
und herabsetzenden Verhalten gegenüber
einem Gefangenen durch einen oder mehrere
Mitinhaftierte. Dabei existiert zwischen Opfer
und Täter(n) ein Ungleichgewicht der Kräfte.
Oftmals ist aber keine eindeutige Zuordnung
zu Opfer- und Täterschaft möglich. Es gibt In-
haftierte, die sowohl Täter als auch Opfer des
Bullying sind. 9

Verurteilte mit Migrationshintergrund

Statusfunktion in der Hierarchie kommt auch
der Gruppenzugehörigkeit zu. Letztere wird

in den JVAen vor allem durch soziale Katego-
rien bestimmt, wobei ethnische Merkmale
(bestimmte ausländische Herkunft; Spätaus-
siedler) im Vordergrund stehen. In den bun-
desdeutschen JVAen war seit Mitte der
1980er Jahre eine fast kontinuierliche Zunah-
me der Anzahl von nichtdeutschen Inhaftier-
ten zu verzeichnen. 10 Bewegte sich deren
Quote lange im Bereich von zehn Prozent,
wuchs sie seit Beginn der 1990er Jahre
sprunghaft an. 1994 hatte bereits jede fünfte
straffällig gewordene Person im Vollzug der
Freiheitsstrafe keine deutsche Staatsbürger-
schaft. Bis 1999 wuchs der Anteil auf
24,5 Prozent und lag am 31. März 2008 bei
22,2 Prozent. 11 Der relativ hohe Anteil nicht-
deutscher Inhaftierter stellt besondere Anfor-
derungen an Justizverwaltung und Anstalts-
personal. Ein bedeutender Anteil der JVA-In-
sassen kommt aus Kultur- und Rechtskreisen,
in denen ein anderes Normen- und Wertever-
ständnis herrscht. Dies beeinträchtigt den Be-
handlungsprozess zur Erreichung des Voll-
zugsziels einer sozialen Reintegration.

Es ist aber nicht die Zahl von Inhaftierten
ohne deutschen Pass als solche, die zu voll-
zuglichen Belastungen führt. Schwierigkeiten
in den Anstalten erwachsen vielmehr vor
allem daraus, dass es sich bei den ausländi-
schen Gefangenen gerade nicht um eine ho-
mogene Einheit handelt, sondern um eine
Vielfalt von Menschen unterschiedlicher
Staatsangehörigkeit und Herkunft. Das Zu-
sammenleben unterschiedlicher Nationalitä-
ten mit jeweils eigenständigen kulturellen
Vorstellungen, Lebensgewohnheiten und an-
deren Einstellungen zu körperlicher Integri-
tät auf engstem Raum führt zu Konflikten
und Auseinandersetzungen zwischen ver-
schiedenen Insassengruppen. Diese werden
auch mittels Gewalt ausgetragen. Er-
schwerend kommt beim Umgang mit nicht-
deutschen Inhaftierten die Problematik der
Sprachbarriere hinzu. Dieser Belastungsfak-
tor trifft jedoch nicht nur das Verhältnis zwi-
schen Bediensteten und nichtdeutschen Ge-
fangenen, sondern auch dasjenige der auslän-
dischen zu den inländischen Inhaftierten

7 Siehe H. Kury/U. Smartt (Anm. 5), S. 323–339.
8 Vgl. Nicola Döring, Sexualität im Gefängnis, in:
Zeitschrift für Sexualforschung, 19 (2006) 4, S. 315–
333; siehe auch Gerlinda Smaus, Die ultimative Er-
niedrigung – Was die Vergewaltigung von Männern
durch Männer in Gefängnissen bedeutet, in: Neue
Zürcher Zeitung vom 2. 11. 2007, S. 29.
9 Vgl. Eduard Matt, Gewalthandeln und Kontext: Das
Beispiel Bullying, in: Bewährungshilfe, 53 (2006) 4,
S. 339–348.

10 Zur vollzuglichen Ausländerproblematik vgl. Anja
Rieder-Kaiser, Vollzugliche Ausländerproblematik
und Internationalisierung der Strafverbüßung, Frank-
furt/M. 2004, S. 38 ff.
11 Statistisches Bundesamt, Strafvollzug – Demogra-
phische und kriminologische Merkmale der Straf-
gefangenen, Wiesbaden 2008, S. 14.
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sowie die Kommunikation der Nichtdeut-
schen untereinander. Bereits verbale Verstän-
digungsschwierigkeiten bedingen Gruppen-
bildungen, die subkulturellen Charakter ha-
ben. 12

Die durch Gruppenhierarchien bedingten
Konflikte in den Vollzugseinrichtungen wer-
den verschärft durch die Gemeinschaft der
häufig als behandlungsresistent geltenden
inhaftierten Spätaussiedler im Männerstraf-
vollzug, 13 bei denen aufgrund ihrer herge-
brachten Einstellungen, Verhaltensweisen
und sozialen Einbindungen gerade die Russ-
landdeutschen unter den Inhaftierten als be-
sonders problematisch gelten. Diese sind
Subkulturstrukturen sehr zugeneigt. Die
Russlanddeutschen haben eine ausgeprägte
Subkultur mit hierarchischen Rollendifferen-
zierungen gebildet sowie mit einem rigiden
Unterdrückungs- und Erpressungssystem. Sie
legen Wert auf ihre Andersartigkeit und kom-
munizieren untereinander ausschließlich in
russischer Sprache. Probleme bereiten in der
Vollzugspraxis Sprachdefizite, Behandlungs-
unwilligkeit sowie der Missbrauch gemein-
schaftlicher Aktivitäten zur Festigung ihrer
Subkultur. Vermutet wird zudem eine Ver-
bindung vieler russlanddeutscher Inhaftierter
zur organisierten Kriminalität. 14

Die subkulturelle Hierarchie in den Grup-
pen der Aussiedler in den Vollzugsanstalten
teilt sich jeweils auf in drei Ebenen: der
„Boss“ mit seinen Gehilfen, die „Vollstrecker“
und die „Opfer“. Der „Boss“ legt für seine
Gruppe die Rollen- und Werteverteilung fest.
Der Status entscheidet über Umfang und Ver-
bindlichkeit der vom Einzelnen einzuhalten-
den Regeln und dessen Einfluss in der Grup-
pe. Auch innerhalb dieser Gemeinschaften
versucht das einzelne Mitglied, in der Hierar-
chie möglichst weit nach oben aufzusteigen,

um Repressalien und Statusminderungen bei
Verstößen gegen die internen Regeln zu entge-
hen. Statusniedrigere Gefangene bekommen
risikoreichere Aufgaben zugeteilt. Werden sie
dabei entdeckt, so erscheinen die eigentlichen
Opfer als Täter – ohne das Subkultursystem
zu gefährden. Verbreitete Repressalien inner-
halb des subkulturellen Systems sind Demüti-
gungen, Androhung oder Zufügung von Ge-
walt oder die Erteilung bestimmter Aufträge.
Zum Teil erstrecken sich diese auch auf Ver-
wandte und Bekannte des Betroffenen. Neu-
zugänge unterliegen besonderen Aufnahme-
und Erprobungsritualen. Sie müssen etwa
Mithäftlinge und Bedienstete bedrohen, an-
greifen oder beleidigen oder Aufgaben im
Rahmen der Verteilung von Betäubungsmit-
teln übernehmen.

Speziell unter den russlanddeutschen In-
haftierten findet sich eine besondere Art von
Subkultur: die „Diebe im Gesetz“ – eine Be-
wegung, die auch außerhalb der Vollzugsein-
richtungen operiert. 15 Diese verfügt über
einen eigenen Kodex, einen eigenen Sprach-
gebrauch sowie eine Zeichensprache. In den
Anstalten des Justizvollzugs trifft ein ausdif-
ferenziertes Tätowiersystem Aussagen über
Straftat, Strafdauer, Anzahl von Verurteilun-
gen und den Rang des Trägers. Ein internes
Strafensystem dient der Sanktionierung von
Abweichlern und der Maßregelung von so-
genannten unehrenhaften Gefangenen (wie
Sexualstraftätern). Aus einer Art Solidarkas-
se, in die jeder Inhaftierte einzubezahlen hat,
werden Anschaffungen von Genuss- bis hin
zu Suchtmitteln finanziert. Es gibt Anzei-
chen dafür, dass die Gesetze der Bewegung
sich unter den inhaftierten russlanddeutschen
Spätaussiedlern immer stärker ausbreiten
und sie den Status allgemein verbindlicher
Regelungen zu beanspruchen versuchen. Die
Vereinigung der „Diebe im Gesetz“ ist ferner
gekennzeichnet durch eine Zwangsmitglied-
schaft jedes inhaftierten Landsmanns. Der
Statusbestimmung dient zunächst die „Kas-
jak“-Prozedur. Neuankömmlinge werden auf
persönliche Einstellungen und ihre krimi-
nelle Karriere überprüft. Auf Regelverstöße
oder statusreduzierende Delikte folgen Re-
pressalien wie Demütigungen, Bedrohung

12 Dazu Klaus Laubenthal, Migration und Justizvoll-
zug, in: Vierteljahresschrift für Flüchtlingsfragen
(AWR-Bulletin), 42 (2004) 3, S. 33–46.
13 Zur vollzuglichen Aussiedlerproblematik vgl.
Bayerisches Staatsministerium der Justiz, Bericht zur
Situation Jugendlicher und junger erwachsener Ge-
fangener aus der ehemaligen UdSSR, München 1999;
Gabriele Dolde, Spätaussiedler – „Russlanddeutsche“
– ein Integrationsproblem, in: Zeitschrift für Strafvoll-
zug und Straffälligenhilfe, 51 (2002) 3, S. 146–151; Si-
mone Kleespies, Kriminalität von Spätaussiedlern,
Frankfurt/M. 2006, S. 170 ff.
14 Vgl. Hans-Dieter Schwind, Kriminologie, Heidel-
berg 200919, S. 537.

15 Siehe zu dieser Bewegung Peter Skoblikow, Ver-
mögensstreitigkeiten und Schattenjustiz im postsow-
jetischen Russland, in: Kriminalistik, 59 (2005) 1,
S. 19–25; H.-D. Schwind (Anm. 14), S. 625.

37APuZ 7/2010



oder Einschüchterung. Das interne Bestra-
fungssystem wird bedingungslos akzeptiert.
Des Weiteren ist jeder Landsmann zur Teil-
nahme am gemeinsamen Versorgungssystem
verpflichtet. „Abschtschjak“, die aus „freiwil-
ligen“ Spenden und Erpressungsgeldern gebil-
dete gemeinsame Kasse, hält die russisch spre-
chende Subkultur zusammen. Neben der
Funktion als Bank ist sie eine Art Anlaufstelle
für Rat suchende Loyale und zugleich Kon-
troll- bzw. Repressionsinstanz gegenüber Il-
loyalen. Der „heilige Abschtschjak“ ist im Be-
wusstsein der Kriminellen eine nicht zu hinter-
fragende Instanz. Vorgegeben ist auch ein
absolutes Aussageverbot gegenüber staatlichen
Organen bis hin zur Übernahme von Verant-
wortung für von anderen begangene Delikte.

Vollzugliches Drogenmilieu

Die Anstaltssubkultur wird nachhaltig durch
die mit dem Einschmuggeln, dem Handel
und dem Konsum von illegalen – d. h. nach
dem Betäubungsmittelgesetz unerlaubten –
Betäubungsmitteln verbundenen Aktivitäten
bestimmt. Der Umgang mit drogenabhängi-
gen Strafgefangenen und deren Therapie ge-
hören zu den drängendsten Problemen der
aktuellen Vollzugsgestaltung. So wie in Frei-
heit die Versorgung mit derartigen Stoffen auf
keine nennenswerten faktischen Schwierig-
keiten stößt, gilt dies auch in JVAen.

Von den am 31. März 2008 in Deutschland
eine Freiheitsstrafe verbüßenden 55 343 In-
haftieren befanden sich 9 540 (= 17,2 Prozent)
wegen eines Verstoßes gegen das Betäubungs-
mittelgesetz im Vollzug; bei den weiblichen
Strafgefangenen lag der Anteil bei 16,1 Pro-
zent. 16 Sind zwar nicht alle von ihnen selbst
Konsumenten, so ist dennoch davon auszuge-
hen, dass die Anzahl der tatsächlich drogen-
abhängigen bzw. -gefährdeten Inhaftierten
sogar deutlich höher liegt und ein Teil von
ihnen wegen anderer deliktischer Handlun-
gen – vor allem im Rahmen der suchtbeding-
ten Beschaffungskriminalität – abgeurteilt
wurde. Angenommen wird, dass sich insbe-
sondere bei den wegen Diebstahlsdelikten
und Raub- bzw. Erpressungsstraftaten Inhaf-
tierten eine große Anzahl von Drogenkonsu-
menten wiederfindet. Obwohl Kriterien und
Verfahren der Feststellung entsprechend be-
lasteter Gefangener von der Wissenschaft teil-

weise kritisch betrachtet werden (partiell ba-
siert die Zuordnung nur auf den Feststellun-
gen des Strafurteils), muss heute als sicher
gelten: Der Vollzugsalltag wird in hohem
Maße von der Suchtproblematik der Inhaf-
tierten geprägt.

Eine in neun JVAen von Nordrhein-West-
falen durchgeführte empirische Untersu-
chung ergab, dass etwa die Hälfte der Gefan-
genen bereits vor der Inhaftierung als dro-
gengefährdet galt. Ein Drittel zeigte bei
Haftantritt Symptome akuter Drogenabhän-
gigkeit. Das Ausmaß der Abhängigkeit ist
bei Heranwachsenden und Jungerwachsenen,
vor allem aber bei weiblichen Inhaftierten
sehr groß. 17 Sowohl im Jugend- als auch im
Erwachsenenstrafvollzug befinden sich be-
sonders viele therapiebedürftige Rauschgift-
konsumenten in der Gruppe der russland-
deutschen Gefangenen. Nach einer in bayeri-
schen JVAen vorgenommenen Erhebung lag
der Anteil der russlanddeutschen Gefange-
nen mit Kontakten zur Drogenszene bei
60,3 Prozent, während die Quote unter der
Gesamtzahl der Inhaftierten 35,6 Prozent be-
trug. Dass diese überwiegend selbst Drogen-
konsumenten waren, zeigt die ermittelte
Quote der Ausbreitung des Hepatitis-Virus
unter den Spätaussiedlern. Der Vermerk
„Blutkontakt meiden“ in der Gefangenen-
akte tauchte bei 38,2 Prozent der inhaftierten
Russlanddeutschen auf – gegenüber 14,3 Pro-
zent bei der untersuchten Gesamtpopula-
tion. 18

In den Vollzugseinrichtungen, die auch die
Aufgabe zu erfüllen haben, Straftaten wäh-
rend der Inhaftierung zu verhindern, kommt
es mit steigender Tendenz auf der subkultu-
rellen Ebene – und im Dunkelfeld verblei-
bend – zu Verstößen gegen das Betäubungs-
mittelgesetz ebenso wie zu anderen strafba-
ren Handlungen im Zusammenhang mit dem
Konsum illegaler Drogen durch die Gefange-
nen. Die Drogenkonsumenten sind zum
einen solche, die in der Vollzugseinrichtung
ihren schon in Freiheit begonnenen Betäu-
bungsmittelmissbrauch aufgrund der vorhan-

16 Statistisches Bundesamt (Anm. 11), S. 22.

17 Vgl. Wolfgang Wirth, Das Drogenproblem im Jus-
tizvollzug, in: Bewährungshilfe, 49 (2002) 1, S. 104–
122.
18 Vgl. Bericht der Arbeitsgruppe Bayerischer Justiz-
vollzugsanstalten, Handlungsstrategien im Umgang
mit russlanddeutschen Gefangenen, Kaisheim 2004,
S. 18.
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denen Abhängigkeit fortsetzen. Zum anderen
kann bei zahlreichen Gefangenen, die in
Freiheit nur gelegentlich oder gar nicht Dro-
gen konsumierten, bei einer wenig betreu-
ungs- und ereignisintensiven Vollzugsgestal-
tung die Droge zum strukturierenden Ele-
ment des Alltags werden. 19 Konstante
Bemühungen zur Drogenbeschaffung sowie
der Betäubungsmittelmissbrauch selbst wer-
den zu Strategien, um die Langeweile in der
Haft zu ertragen, persönliche Grenzen zu
überwinden und einer allgemeinen Lebens-
angst oder der anstaltsbedingten Furcht vor
körperlichen Angriffen durch Mitgefangene
zu entfliehen.

In der Alltagsrealität des Strafvollzugs
spiegeln sich beim Drogenmissbrauch die
gleichen individuellen Notlagen und sozia-
len Problemfelder Drogenabhängiger wie
außerhalb der Einrichtungen wider. Hinzu
kommen zum anderen vollzugsspezifische
Probleme. Drogen sind in den Hafteinrich-
tungen knapper als außerhalb der Anstalts-
mauern. Teilweise bleiben sie minderwerti-
ger, was zum Konsum gestreckter und ver-
unreinigter Stoffe mit den damit
verbundenen gesundheitlichen Risiken und
Folgen führt. Da die Droge der Wahl nicht
immer zur Verfügung steht, kommt es ent-
weder zu einem starken Wechsel von Kon-
sum- und Entzugsphasen, oder es erfolgt die
Einnahme von Substanzen mit mehreren
Wirkgruppen nebeneinander. Dabei sind
sich die Inhaftierten der zum Teil riskanten
gesundheitlichen Folgen des Mischkonsums
von sich wechselseitig beeinflussenden Sub-
stanzen ganz überwiegend nicht bewusst.

Die Finanzierung der Sucht kann in den
Justizvollzugseinrichtungen vom geringen
Arbeitsverdienst oder Taschengeld nicht er-
folgen. Dies begünstigt die Ausbildung sub-
kultureller Abhängigkeiten. Die Suchtkran-
ken nehmen Wucherdarlehen auf, oder es
müssen Dienstleistungen gegenüber Mitin-
haftierten erbracht werden. Solche Tätigkei-
ten können insbesondere wiederum im Ein-
schmuggeln von Drogen in die Anstalt oder
in deren Verteilung an die Konsumenten be-
stehen. Es kommt zu Erpressungen nicht
zahlungsfähiger Schuldner und zur Anwen-

dung von Gewalt. Verfügt eine Anstalt so-
wohl über geschlossene als auch über offene
Abteilungen, werden Freigänger, die tags-
über den Vollzug verlassen dürfen, genötigt,
bei der Rückkehr Drogen einzuschmuggeln.
Ferner kommt es zu Gewaltandrohung oder
-anwendung gegen Mitgefangene, damit
diese Familienangehörige und andere Kon-
taktpersonen veranlassen, bei Anstaltsbesu-
chen Betäubungsmittel mitzubringen. Ver-
einzelt existieren in den Anstalten sogar so-
genannte Schuldenburgen, das heißt von den
übrigen Inhaftierten abgetrennte Stationen
zum Schutz solcher Gefangener, die bei
ihren anstaltsinternen Gläubigern die Schul-
den nicht mehr begleichen können und des-
halb mit gesundheits- oder lebensgefährden-
den Angriffen zu rechnen haben. 20 Die Ent-
wicklung subkultureller Strukturen wird
allerdings auch dadurch indirekt verstärkt,
dass in den meisten Anstalten keine beson-
deren Abteilungen für drogenabhängige Ge-
fangene existieren.

Ein drogenbezogener Auslösefaktor von
Gewalthandlungen in den JVAen sind zudem
Macht- und Verteilungskämpfe unter den
Beteiligten des Drogenhandels. Dies ist ins-
besondere dann der Fall, wenn ein maßgebli-
cher Dealer aus dem Vollzug entlassen oder
in eine andere Einrichtung verlegt wird. Der
illegale Drogenhandel liegt in den Haftan-
stalten vor allem in der Hand inhaftierter
Ausländer bzw. von anderen Gefangenen mit
Migrationshintergrund. Eine besondere Stel-
lung nehmen dabei wiederum die russland-
deutschen Inhaftierten ein. Sowohl hinsicht-
lich der Beschaffung als auch des Konsums
sind sie bereit, jedes Risiko einzugehen. Bei
ihnen kommt der Gruppe bei der Organisa-
tion der erforderlichen finanziellen Mittel,
der Aufteilung der Drogen und dem gemein-
samen Konsum große Bedeutung zu. Bezüg-
lich der Beschaffung von Betäubungsmitteln
für die Insassen in den Vollzugseinrichtun-
gen muss heute von einer Vernetzung der
verschiedenen Strafanstalten ausgegangen
werden. 21

19 Vgl. Eduard Boetticher/Heino Stöver, in: Johannes
Feest (Hrsg.), Strafvollzugsgesetz, Neuwied 20065,
S. 320.

20 Vgl. Klaus Laubenthal, Strafvollzug, Berlin–Hei-
delberg 20085, S. 110.
21 Vgl. S. Kleespies (Anm. 13), S. 169; H.-D. Schwind
(Anm. 14), S. 536 f.
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Joachim Walter

Minoritäten im
Strafvollzug

In den Gefängnissen Europas sind Ange-
hörige von Minoritäten drastisch überre-

präsentiert; 1 besonders diejenigen, deren
rechtlicher und gesell-
schaftlicher Status un-
terprivilegiert ist: Al-
gerier in Frankreich,
Türken und Russland-
aussiedler in Deutsch-
land, Afrikaner und
Roma in Italien, Men-
schen vom Balkan in der
Schweiz. Die erhebliche
Überrepräsentation von
Ausländern im deut-
schen Strafvollzug lässt

sich aus der Tabelle ablesen, die deren Anteil
im Strafvollzug demjenigen in der Bevölke-
rung gegenüber stellt. Gemessen an ihrem
Anteil an der Wohnbevölkerung sind Auslän-
der im Strafvollzug um etwa das Zweiein-
halbfache überrepräsentiert. 2 Aussiedler,
ebenfalls Einwanderer, die jedoch in der
Regel die deutsche Staatsangehörigkeit besit-
zen, sind in diesen Zahlen nicht enthalten.
Auch sie sind im Strafvollzug etwa um das
Zweinhalb- bis Dreifache überrepräsentiert. 3

Nicht enthalten sind schließlich die eingebür-
gerten ehemaligen Ausländer und andere
Menschen mit Migrationshintergrund. 4

Nun könnte man die Überrepräsentation
von Minoritäten im Strafvollzug damit erklä-
ren wollen, dass sie eben häufiger Straftaten
oder noch schwerere Delikte als Einheimische
begehen. Diese Hypothese wird aber von na-
hezu allen Forschern verworfen. Schon die
Entwicklung in den 1980er und 1990er Jahren
von eher gemäßigten zu inzwischen sehr
hohen Inhaftierungsraten der Ausländer wi-
derspricht dieser Annahme, ebenso internatio-
nale Befunde. In Deutschland (nur alte Bun-
desländer) hatte zwischen 1990 und 1999 die
Zahl der deutschen Strafgefangenen und Siche-
rungsverwahrten um 8,9 % zugenommen, die
der Nichtdeutschen dagegen um 161,7 %. 5

Dieser enorme Zuwachs konnte nicht mit er-

höhter polizeilicher Registrierung erklärt wer-
den. Denn im Zeitraum von 1990 bis 1998 war
ihre Tatverdächtigenbelastungsziffer (Häufig-
keit polizeilicher Registrierung als Tatverdäch-
tige pro 100 000 der Bezugsgruppe) um 2 %
gefallen, aber ihre Verurteiltenziffer (Verur-
teilte auf 100 000 der Bezugsgruppe) um 22 %
und die Gefangenenziffer (Strafgefangene pro
100 000 der Bezugsgruppe) gar um 73,6 % ge-
stiegen. Umgekehrt war bei den Deutschen die
Tatverdächtigenbelastungsziffer zwar deutlich
um 13,8 % gestiegen, die Verurteiltenziffer da-
gegen nur um 9,8 %; die Gefangenenziffer war
sogar um 0,2 % gefallen. 6
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Tabelle: Ausländeranteil bei Strafgefangenen und Si-
cherungsverwahrten und in der Bevölkerung 2002 –
2007

Jahr Deutsche
(1000)

Ausländer
(1000)

Ausländer
Anteil

Gefangene
%

Ausländer
Anteil

Bevölke-
rung %

2002 48 709 13 885 22,2 8,6
2003 – – – 8,9
2004 48 837 13 840 21,7 8,1
2005 49 653 12 576 21,8 8,9
2006 50 486 14 026 21,7 8,2
2007 50 465 14 235 22,0 8,2

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 4.1 (Gefan-
gene) sowie Fachserie 1, Reihe 2 (Bevölkerung).

Diesen Aufsatz widme ich meinem Freund Prof. Kál-
mán Irmai.
1 Vgl. Marcelo Aebi, Immigration et délinquance: le
mythe du conflit de cultures, in: Nicolas Queloz et al.
(eds.), Youth Crime and Juvenile Justice, Berne 2005,
S. 98.
2 Vgl. Frieder Dünkel, Migration and ethnic minori-
ties: impacts on the phenomenon of youth crime, in:
ebd., S. 58 und 67.
3 Vgl. Joachim Walter/Günter Grübl, Junge Aus-
siedler im Jugendstrafvollzug, in: Klaus J. Bade/Jochen
Oltmer (Hrsg.), Aussiedler: Deutsche Einwanderer aus
Osteuropa, Osnabrück 1999, S. 180.
4 Zu Personen mit Migrationshintergrund zählt man
auch Kinder von Einwanderern, wenn wenigstens ein
Elternteil eingewandert ist. Danach hatten in
Deutschland 2007 18,7 % der Bevölkerung einen Mi-
grationshintergrund (Stat. Bundesamt Fachserie 1 Rei-
he 2.2).
5 Vgl. Stefan Suhling/Tilmann Schott, Ansatzpunkte
zur Erklärung der gestiegenen Gefangenenzahlen in
Deutschland, in: Mechthild Bereswill/Werner Greve
(Hrsg.), Forschungsthema Strafvollzug, Baden-Baden
2001, S. 58.
6 Ähnlich Christian Pfeiffer et al., Probleme der Kri-
minalität bei Immigranten und politische Konse-
quenzen. Expertise für den Sachverständigenrat für

40 APuZ 7/2010



Die vermutete Belastung mit schwereren
Straftaten hätte sich nach der Logik der übli-
chen Strafzumessung an der Art und Zahl der
Vorstrafen zeigen müssen. Eine in Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein für die Jahre
1990/91 und 1997/98 durchgeführte Erhe-
bung ergab jedoch das Gegenteil: Die Vor-
strafenbelastung deutscher Angeklagter war
durchweg erheblich höher als diejenige der
Nichtdeutschen. 7 Obgleich also Nichtdeut-
sche mit geringfügig fallender Tendenz poli-
zeilich registriert worden waren und obwohl
sie eine geringere Vorstrafenbelastung auf-
wiesen als Deutsche, wurden sie deutlich häu-
figer sowie zu längeren Strafen verurteilt –
und noch viel häufiger inhaftiert.

Aus noch zu erörternden Gründen spricht
alles dafür, dass für Zuwanderer ein erhöhtes
Kriminalisierungsrisiko besteht und dass sie
strafrechtlich schärfer verfolgt werden als
Deutsche. 8 In einer Untersuchung von Pfeif-
fer u. a. zeigte sich für Ausländer ein doppelt
so hohes Risiko der Verurteilung zu unbe-
dingter Freiheitsstrafe. Auch waren die auf
100 Verurteilte entfallenden Haftjahre bei
Nichtdeutschen eineinhalbmal so hoch wie
bei Deutschen. 9 Die referierten Daten spie-
geln also keineswegs nur die Entwicklung der
schweren (und deshalb sozusagen „gefängnis-
pflichtigen“) Kriminalität wider. Ein Anstieg
oder Rückgang der Gefangenenzahlen steht
meistens nicht in Zusammenhang mit steigen-
der oder sinkender Kriminalität, sondern mit
rechtlichen, justiziellen oder anderen gesell-
schaftlichen Veränderungen. Daher zeigen
Vergleiche der Entwicklung der registrierten
Kriminalität in zahlreichen Ländern auch kei-
nen Zusammenhang mit den Gefangenenra-
ten. Vielmehr demonstrieren die Daten in er-
ster Linie, bei welchen Personengruppen und
in welchem Umfang die Gerichte eine Reak-
tion mit der härtesten Sanktion, nämlich Frei-
heitsentzug, für erforderlich gehalten haben.
Bezogen auf Minoritäten erinnert dies an
Forschungsergebnisse der Chicago-Krimino-
logen in den USA, die schon in der ersten
Hälfte des 20. Jahrhunderts festgestellt hat-

ten, dass die jeweils neueste Einwanderer-
gruppe von den Kontrollinstanzen als das
Hauptproblem betrachtet wurde und in die
Wohnquartiere der inzwischen zum Teil ab-
gewanderten vorherigen „Problemgruppe“
und auch auf die Gefängnisplätze nachrückte.
Mit Müller-Dietz 10 lassen sich die Befunde
aber auch so interpretieren, dass die Verfeine-
rung der Kriminalitätskontrolle (im Sinne
einer Liberalisierung und Differenzierung der
Sanktionen und dem Vorrang diversiver Stra-
tegien) nur für einheimische Bürger Platz
greift, während für die großen Ströme der
Migranten, vor allem der Wirtschaftsflücht-
linge aus armen Ländern, der Freiheitsentzug
an Bedeutung gewinnt.

Gründe für die überproportionale
Inhaftierung von Minoritäten

Die Gründe für die überproportionale Inhaf-
tierung der Angehörigen von Minoritäten
könnten liegen

1. in ihrem unterschiedlichen (möglicherwei-
se auch strafbaren) Verhalten sowie unter-
schiedlicher Lebenssituation,

2. in unterschiedlichem rechtlichen Status,

3. in unterschiedlicher tatsächlicher Behand-
lung durch die Gesellschaft und ihre
Kontrollinstanzen einschließlich der Bericht-
erstattung der Massenmedien.

Unterschiedliches Verhalten,
unterschiedliche Lebenslagen

Nur vom Üblichen abweichendes Verhalten
führt zu Auffälligkeit. Das Altgewohnte,
„Normale“, vermag unsere Aufmerksamkeit
nicht zu erreichen. Abweichendes Verhalten
stellt keineswegs immer, aber doch nicht sel-
ten auch einen Verstoß gegen Strafrechtsnor-
men dar. Es kann auf vielfältigen Bedingun-
gen beruhen:

Aus einem anderen kulturellen Hinter-
grund folgen Verhaltensweisen, die, im Her-
kunftsland erlernt, dort vielleicht nicht ab-
weichend, sondern üblich, funktional oder

Zuwanderung und Integration (Zuwanderungsrat) der
Bundesregierung, Hannover 2004, S. 70.
7 Vgl. S. Suhling/T. Schott (Anm. 5), S. 66 f.
8 Vgl. Zweiter Periodischer Sicherheitsbericht der
Bundesregierung (PSB II), Berlin 2006, S. 420 und 426.
9 Daten bei Tilmann Schott, Ausländer vor Gericht,
in: Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe
(ZJJ), 15 (2004) 4, S. 388 f.

10 Vgl. Heinz Müller-Dietz, Freiheitsstrafe in der
Krise – Sanktionsalternativen gleichfalls?, Typoskript
des am 6. 12. 1999 in Düsseldorf gehaltenen Referats,
S. 9.
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sogar lebensnotwendig waren, jedoch in
einem hoch entwickelten und dicht besiedel-
ten Land wie Deutschland auffällig sind. Zur
Auffälligkeit führen kann das Tragen fremder
Kleidung wie Kaftan oder Kopftuch, eine an-
dere Religion oder Weltanschauung, unge-
wohnte Begrüßungs- und Umgangsformen,
exotische Musik, andersartige Koch- und
Essgewohnheiten, Konsum fremdartiger
Rauschmittel usf.

Von großer Bedeutung dürfte die sozio-kul-
turelle Situation sein, in der sich die Migranten
wiederfinden. Sie ist oft gekennzeichnet durch
spärliche Kontakte zu Einheimischen und führt
so nicht selten in Segregation oder Marginalisie-
rung. Darüber hinaus haben viele Migranten in
Deutschland Diskriminierung erlebt. Diese Er-
fahrung kann schon bei der Einreise oder im
Umgang mit Behörden gemacht worden sein,
erst recht im Alltag. Im Schulsystem besteht die
Gefahr, dass sie die Erfahrung von strukturel-
lem Rassismus machen und in der Vorstellung
bestätigt werden, dass „Ausländern“ ein unterer
Rang in der Sozialordnung zukommt. Wer aber
solche Ablehnung erfahren hat, wird geneigt
sein, sich in vertrautere Umgebungen zurück-
zuziehen, statt auf Integration hinzuarbeiten.
Manchmal genügt dazu bereits die Kenntnis der
abwertenden Einschätzung der eigenen Gruppe
in der Dominanzkultur. Im ungünstigen Fall
kann solcher Rückzug in die eigene ethnische
Gruppe zu einer Re-Ethnisierung und aggressi-
vem Verhalten nach außen führen (z. B. „Mus-
lim Fighters“, „Russen“).

Von Einwanderern wird eine sozio-kultu-
relle Integrationsleistung besonders schwieri-
ger Art erwartet. Es sind nicht nur Defizite zu
verkraften, die mit der Auswanderung einher-
gehen, also Verlust der vertrauten Umgebung,
wichtiger Bezugspersonen, zuweilen auch von
Haustieren oder lieb gewonnenen Objekten.
Zur zu bewältigenden Fremdheit kommt
hinzu, dass Immigranten meist ihren früheren
beruflichen Status verlieren und sich durch den
Stress des Umzugs und die ungünstige Wohn-
situation in der Übergangszeit überlastet füh-
len. Andererseits ist zu beobachten, dass junge
männliche Migranten, die in der Pubertät ein-
gewandert sind, ihre Desorientierung mit Al-
kohol- und Drogenkonsum oder Gewaltver-
halten zu kompensieren suchen. Aus psycho-
logischer Sicht wird Drogengebrauch bei
Migranten ohnehin als eine Symptombildung
verstanden, welche die migrationsspezifische

Problematik par excellence symbolisiert. 11

Abweichendes Verhalten kann also direkte
oder indirekte Folge der Migration bzw. der
Fremdheit sein. Bei vielen Diskussionen steht
dies im Vordergrund, weil man davon ausgeht,
dass der Abbruch bisheriger Beziehungen und
die den Migranten abverlangten Integrations-
leistungen zu einer hohen Belastung führen
und damit das Kriminalitätsrisiko erhöhen.
Dies muss aber, wie das Beispiel der Arbeits-
migranten der 1960er und 1970er Jahre gezeigt
hat, nicht immer der Fall sein. Seinerzeit war
die Kriminalitätsbelastung der „Gastarbeiter“
deutlich geringer als die der Einheimischen.
Als Grund dafür wird angesehen, dass Arbeits-
migranten in ihren Ansprüchen bescheidener
sind als Einheimische und sich daher leichter
mit strukturellen Benachteiligungen abfinden.

Abweichendes Verhalten fördern können
auch die unterschiedliche familiäre Situation
und erlernte Rollenmuster. Es spricht vieles
dafür, dass Migranten in der Familie häufiger
Gewalterfahrungen gemacht haben, als dies
in der hiesigen Gesellschaft der Fall ist. 12 Ar-
chaische Erziehungsstile und traditionelle
Rollenmuster wie die brachiale Verteidigung
der Familienehre können dazu beitragen.
Neben kulturellen Traditionen kann Gewalt-
erfahrung und Gewalt als Problemlösungs-
technik auch auf Umständen beruhen, die aus
(Bürger-)Krieg, Vertreibung und extremer
Not herrühren. Ohnehin unterscheidet sich
die Gruppe der Zuwanderer demographisch
von den einheimischen Deutschen signifikant
dadurch, dass sie einen viel höheren Anteil an
jungen Männern aufweist. Von diesen aber
geht zu allen Zeiten und in allen Kulturen die
größte „kriminelle Gefahr“ aus.

Was allerdings am deutlichsten vom Durch-
schnitt der Bevölkerung abweicht, sind die
sozio-ökonomischen Bedingungen, unter
denen die Migranten leben. Hier sind zu nen-
nen: erheblich schlechtere Einkommensver-
hältnisse, Arbeitslosigkeit, ungünstige Wohn-
verhältnisse, bei den Jugendlichen schlechtere
Schul-, Bildungs- und Berufssituation. Mi-
granten sind in Deutschland weitaus stärker
von Armut betroffen als einheimische Deut-
sche. 13 Die Lage wird noch dadurch ver-
schärft, dass Zuwanderer als Konkurrenz auf

11 Vgl. Dietmar Czycholl, Suchtreport, (1997) 6, S. 34.
12 Vgl. PSB I, Berlin 2001, S. 564 ff.
13 Vgl. C. Pfeiffer et al. (Anm. 6), S. 11 und S. 55 ff.
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dem Arbeits- und Wohnungsmarkt empfun-
den werden, zumal sie, mit Ausnahme der
Aussiedler, überwiegend in den größeren Städ-
ten wohnen. Dort ist im Übrigen auch die Kri-
minalitätsbelastung der einheimischen Deut-
schen höher als in der Gesamtbevölkerung.
Zuwanderern wird nicht derselbe Rechtsstatus
und damit auch nicht dasselbe Maß an Sicher-
heit zugestanden wie den „Vollbürgern“. Dies
führt einerseits dazu, dass sie erheblich leichter
Opfer von Straftaten wie Betrug, Wucher, se-
xueller Nötigung und ausländerfeindlichen
Delikten werden. Das Dunkelfeld dürfte hier
groß sein, zumal die Anzeigebereitschaft der
Migranten gering ist. 14 Andererseits hat der
verminderte Rechtsstatus, der bis zur Illegali-
tät reichen kann, manchmal zur Folge, dass
sich Migranten zwecks Unterhaltssicherung
zu kriminellen Tätigkeiten (beispielsweise im
Rotlicht- oder Drogenmilieu) gezwungen
sehen oder als Prostituierte in Abhängigkeit
gehalten werden.

Unterschiedliche rechtliche Regelungen
und Maßstäbe

Für Einwanderer ohne deutschen Pass gelten
eine große Zahl spezieller Rechtsvorschriften.
Von besonderer Bedeutung sind das Auslän-
derrecht, das Asylverfahrensgesetz, das Haft-
recht der Strafprozessordnung sowie die spe-
ziellen Vorschriften des Strafvollzugsgeset-
zes. Zunächst besteht deshalb der banale,
aber folgenreiche Tatbestand, dass Nicht-
deutsche einer großen Anzahl strafbewehrter
Pflichten unterliegen, gegen die Deutsche gar
nicht verstoßen können. Die Wahrscheinlich-
keit, in Untersuchungshaft genommen zu
werden, ist für Migranten deutlich erhöht. 15

Sie wird überwiegend verhängt, weil der
Richter als Haftgrund Fluchtgefahr sieht.
Diese wird insbesondere dann angenommen,
wenn der Beschuldigte keinen festen Wohn-
sitz im Inland oder die Möglichkeit der
Flucht ins Ausland hat. Letzteres wird bei
Nichtdeutschen schnell bejaht und führt zu-
sammen mit anderen ungünstigen Faktoren –
keine Arbeits- oder Ausbildungsstelle – aber-
mals zu einer erhöhten Wahrscheinlichkeit
der Anordnung der Untersuchungshaft, so
dass sich dort „Menschen befinden, die,
wären sie Deutsche, nicht in Haft wären“. 16

Dadurch wiederum wird eine Verurteilung
zu unbedingter Freiheitsstrafe wahrscheinli-
cher, weil die vollstreckte Untersuchungshaft
eine nicht unerhebliche Präjudizwirkung
entfaltet.

Besonders gefürchtet bei Nichtdeutschen
ist die einer Verurteilung zu Freiheitsentzug
oft folgende Ausweisung. Selbst wenn diese
schwerste Rechtsfolge des Ausländerrechts
nicht angeordnet wird, droht gleichwohl
Doppelbestrafung, weil die Verurteilung
auch dann regelmäßig zu einer Verschlechte-
rung des aufenthaltsrechtlichen Status oder
entsprechender Anwartschaften führt. Das
Ausländerrecht ist deshalb als ein „rigides
Additionsstrafrecht“ bezeichnet worden. 17

Es wurde ihm sogar die Tendenz attestiert,
„die Existenzform von Ausländern an sich
zu kriminalisieren“. 18 Im Strafvollzug füh-
ren die einschlägigen Verwaltungsvorschrif-
ten dazu, dass die Unterbringung Nichtdeut-
scher im offenen Vollzug und die Gewäh-
rung von Vollzugslockerungen meist
unterbleibt oder ausgeschlossen ist, weil ein
Ausweisungsverfahren anhängig ist oder eine
vollziehbare Ausweisungsverfügung vorliegt.
Nicht nur bedeutet Strafvollzug für ausländi-
sche Insassen daher in vielen Fällen reinen
Verwahrvollzug, sondern mangels Erpro-
bung in Vollzugslockerungen oft auch keine
vorzeitige Entlassung zur Bewährung, also
längere Haft.

Die Inanspruchnahme behördlicher und
gerichtlicher Hilfe zur Rechtsdurchsetzung
ist umso seltener, je weniger abgesichert der
Rechtsstatus einer Person ist. Da Migranten
bei Inanspruchnahme von Polizei und Justiz
u. U. Ausweisung und Abschiebung zu be-
fürchten haben, werden sie zu diesem Mittel
oft nur im äußersten Notfall Zuflucht neh-
men. Es ist daher damit zu rechnen, dass
sie sich in Situationen rechtswidriger Über-
griffe häufiger gezwungen sehen, diese hin-
zunehmen oder zu verbotener Selbsthilfe zu
greifen.

14 Vgl. PSB I (Anm. 12), S. 311.
15 Vgl. C. Pfeiffer et al. (Anm. 6), S. 77 ff.
16 T. Schott (Anm. 9), S. 391.

17 Michael Walter, Migration und damit verbundene
Kriminalitätsprobleme, in: Jörg Martin Jehle (Hrsg.),
Raum und Kriminalität, Mönchengladbach 2001,
S. 225.
18 Otto Wolter, Befürchtet – und gewollt? Fremden-
hass und Kriminalisierung ausländischer Jugendlicher,
in: Kriminologisches Journal (KrimJ), 16 (1984) 4,
S. 267.
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Unterschiedliche tatsächliche Behandlung

Schon weil rund 90 % aller Straftaten der Po-
lizei durch Anzeigen aus der Bevölkerung
oder von Behörden bekannt werden, sind
ethnische Selektionseffekte zu Gunsten der
Deutschen und zu Lasten von Einwanderern
nahe liegend. So wurde immer wieder ein er-
höhtes Anzeigerisiko für die Angehörigen von
Minoritätengruppen festgestellt. Schon 1992
ergab eine Studie eine große Zurückhaltung
von Ausländern, zum Mittel der Anzeige zu
greifen, aber eine sehr niedrige Schwelle bei
den einheimischen Deutschen, auch Ereig-
nisse mit geringer Gewaltintensität anzuzei-
gen. 19 Die erhöhte Wahrscheinlichkeit, als
Ausländer angezeigt zu werden, wurde seit-
dem in allen Studien bestätigt, freilich je nach
Nationalität in unterschiedlichem Maße. 20

Nach Koch-Hillebrecht 21 geht alle Vorur-
teils- und Stereotypenbildung auf das Grund-
phänomen des Ethnozentrismus zurück; also
das Bedürfnis von Gruppen, ihr Verhalten
kollektiv von Fremden abzusetzen. Und die
Stereotypisierung von Gruppen nimmt weiter
zu, wenn Menschen Angst haben. 22

Migranten leben in einer völlig anderen
Kontrollrealität als Einheimische. Unter dem
Gesichtspunkt der Kontrolle unterscheiden
sich der hier geborene Türke mit unbefriste-
ter Aufenthaltserlaubnis, der Bürgerkriegs-
flüchtling mit befristetem Bleiberecht oder
der abgelehnte Asylbewerber, der seiner Ab-
schiebung entgegensieht, zwar auch unterei-
nander erheblich, aber doch noch sehr viel
mehr von Einheimischen. Bisher kaum unter-
sucht ist die Anzeigepraxis der Ausländerbe-
hörden sowie der Arbeits- und Sozialämter.
Von ihnen dürfte ein nicht geringer Teil der
gegen Migranten erstatteten Strafanzeigen
stammen. Die zur Erlangung zustehender
Unterstützungsleistungen nötigen Behörden-
gänge sehen auch Kontrollen durch die Be-
hörden vor, indem diese die Voraussetzungen

für die Leistungen zu prüfen haben. Nicht-
deutsche zählen mittlerweile zu den als ge-
fährlich angesehenen Teilen der Bevölkerung.
Wolter spricht von einer „Dauersituation des
Verdachts“. 23 In der polizeilichen Praxis ent-
spricht dem das „Rassenprofiling“, eine Kon-
trollmethode, die sich speziell auf nichtweiße
Verdächtige bezieht. Zu denken ist aber auch
an Kontrollen mittels Technik (z. B. Videoka-
meras) oder Sicherheitspersonal (z. B. erfolgs-
abhängig bezahlte Ladendetektive), die be-
vorzugt auffallendes Äußeres oder fremdarti-
ges Verhalten registrieren. Infolge des
beschränkten Aktionsradius der Angehörigen
von Minoritäten – mangels ausreichender
Sprachkenntnisse, finanzieller Mittel und In-
formiertheit über die hiesige Gesellschaft
sind sie an bestimmten Orten wie Bahnhöfen,
Supermärkten und öffentlichen Verkehrsmit-
teln notorisch überrepräsentiert – ist ihre
Überwachung einfacher zu bewerkstelligen
und deshalb häufiger und intensiver als die
der gut informierten, sich angepasst-indivi-
dualistisch verhaltenden Einheimischen.

Es gibt aber auch Indikatoren für eine dif-
ferente Behandlung von Migranten durch die
Polizei. Trotz des Legalitätsprinzips verfügt
sie über einen erheblichen Spielraum in der
Steuerung ihrer Ressourcen, indem sie bei
ihren Ermittlungen deren Ausmaß und In-
tensität bestimmt. Ethnische Identifizierbar-
keit, wie über Aussehen und Sprache, erlaubt
nun eine beträchtliche Vereinfachung der
Steuerung. Beispielsweise wird der Bereich,
in dem der Verdächtige zu suchen ist, durch
die Beschreibung „arabischer Typus“ oder
„russisch sprechend“ viel enger und die Er-
folgsaussicht für die Polizei größer. „Die
Überprüfung eines Anfangsverdachts gestal-
tet sich bei Menschen mit einer geringeren
Beschwerdemacht wesentlich unproblemati-
scher. Die Zweifel an der Rechtmäßigkeit
einer Leibesvisitation wird ein beispielsweise
aus Nigeria oder Togo stammender Asylbe-
werber kaum artikulieren (können), auch
wenn er polizeilich nicht in Erscheinung ge-
treten ist und der Anfangsverdacht lediglich
darin besteht, dass die betroffene Person
,schwarz‘ ist.“ 24 Sprachliche Defizite, fehlen-

19 Vgl. Heiner Busch/Falko Werkentin, Die soziale
Produktion polizeilich registrierter Gewaltindizien.
Ergebnisse einer Anzeigenstudie in Berlin Neu-Kölln,
in: KrimJ, 4. Beiheft (1992), S. 78.
20 Vgl. Dirk Baier et al., Jugendliche in Deutschland
als Opfer und Täter von Gewalt, in: ZJJ, 20 (2009) 2,
S. 114 f.
21 Vgl. Manfred Koch-Hillebrecht, Der Stoff, aus dem
die Dummheit ist, München 1978, S. 151.
22 Vgl. Cass R. Sunstein, Gesetze der Angst, Frank-
furt/M. 2007, S. 307.

23 O. Wolter (Anm. 18), S. 269.
24 Thomas Schweer, Polizisten im Konflikt mit ethni-
schen Minderheiten und sozialen Randgruppen, in:
Interkulturelle Kompetenz in der Polizeiausbildung,
Potsdam 2004, S. 16.
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de Rechtskenntnisse, geringe Beschwerde-
macht und mangelndes Wissen über das
Funktionieren hiesiger staatlicher Apparate
erschweren den Migranten außerdem die
Kommunikation im ersten Stadium der Er-
mittlungen.

Bei der statistischen Registrierung der Straf-
taten hat die Polizei einen gewissen Definiti-
ons- und Interpretationsspielraum. Wie dieser
genutzt wird, hängt u. a. von der Einstellung
des Sachbearbeiters, aber auch von dem er-
warteten Nutzen für die Institution ab. Im
Verteilungskampf um Haushaltsmittel bietet
sich offensives Registrierungsverhalten zu
Lasten ohnehin nicht beliebter und wenig be-
schwerdemächtiger Angehöriger von Minori-
täten an, zumal in Zeiten der „belastungsbe-
zogenen Kräfteverteilung“. Sogar Vorurteile
gegenüber Fremden wird man bei der Polizei
so wenig wie bei den Bürgern ausschließen
können. 25 Auf die Frage in einer polizeiinter-
nen Untersuchung „Glauben Sie, dass Ihre
Kollegen tendenziell Ausländer anders be-
handeln als Deutsche?“ antworteten 44,6 %
der Polizisten mit „ja, eher benachteiligend“
und 53,7 % mit „nein, da gibt es keinen Un-
terschied“. 26 In einer Berliner Studie befragte
ausländische Jugendliche waren durchweg
der Meinung, dass sich Polizeibeamte Aus-
ländern und Deutschen gegenüber different
verhielten. 27 Sehr wahrscheinlich ist somit
eine stärkere Aufhellung des Dunkelfeldes zu
Lasten von Migranten; insbesondere auch in-
folge der erwähnten erhöhten Anzeigebereit-
schaft von Institutionen und Bevölkerung.
Ohnehin sind ja Veränderungen in der statis-
tisch festgestellten Kriminalitätsentwicklung
in der polizeilichen Kriminalstatistik häufig
auf Änderungen im Anzeigeverhalten zu-
rückzuführen.

Dass Richter und Staatsanwälte „in
Schwierigkeiten der Verständigung und des
Verstehens“ eher zu härteren als einen Frei-
heitsentzug vermeidenden Sanktionen grei-
fen, 28 erklärt sich daraus, dass die Kommuni-

kationsbarrieren, die häufig zwischen dem
Gericht und nichtdeutschen Angeklagten be-
stehen, natürlich auch eine Wirkung auf das
Urteil entfalten. Auch gibt es Anzeichen
dafür, dass Richter die Strafempfindlichkeit
junger Ausländer als geringer einschätzen als
die deutscher Angeklagter. 29 Hingegen kann
eine „gelungene Kommunikation zwischen
Richter und Angeklagten die Chance einer
vergleichsweise milden Sanktion stark er-
höhen“. 30 Vermutlich haben die wiederkeh-
renden Medienberichte über „kriminelle Aus-
länder“ Auswirkungen auch auf die Strafju-
stiz gehabt. Jung geht so weit, Richter in
diesem Zusammenhang als die „Angstbaro-
meter“ der Gesellschaft zu bezeichnen. 31 Im
öffentlichen Diskurs werden besonders Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund zur Ge-
fahr stilisiert, obwohl sie in Wahrheit oft dop-
pelt Opfer sind: Im Kontext ihres Aufwach-
sens im Herkunftsland und der Flucht aus
demselben – und ein zweites Mal bei uns, wo
sie nicht selten von erwachsenen Landsleuten,
Angehörigen oder Dealern ausgebeutet wer-
den. 32 Sie werden als unberechenbar, gefähr-
lich und brutal dargestellt. Schnell wird der
Versuch, Handlungen auf dem Hintergrund
ihrer Herkunft und bisherigen Sozialisation
sowie ihrer Lebenslage zu verstehen, nur
noch Entschuldigung von Tätern begriffen.
Wird dann mittels unzulässiger Vereinfachun-
gen die komplexe und widersprüchliche Le-
benswirklichkeit zu einer einfach zu verste-
henden, binären Welt von Gut und Böse zu-
gerichtet, handelt es sich eigentlich nur noch
um Propaganda. 33

Für die große Mehrheit der Bürger sind in
Sachen Kriminalität Massenmedien die wich-
tigste Informationsquelle. Allerdings sind
Medien weniger Spiegel als Interpreten der
Wirklichkeit. Das von ihnen gezeichnete Bild
der Kriminalität und der „Täter“ beruht auf
eigenen Gesetzmäßigkeiten. 34 In erster Linie

25 Vgl. Horst Schüler-Springorum, Ausländer-
kriminalität. Ursachen, Umfang und Entwicklung, in:
Neue Zeitschrift für Strafrecht, 3 (1983) 12, S. 529.
26 T. Schweer (Anm. 24), S. 15.
27 Vgl. Edwin Kube/Karl Friedrich Koch, Zur Krimi-
nalität jugendlicher Ausländer aus polizeilicher Sicht,
in: Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsre-
form, 73 (1990), S. 15.
28 Vgl. H. Schüler-Springorum (Anm. 25), S. 536.

29 Vgl. Oliver Buckolt, Die Zumessung der Jugend-
strafe, Gießen 2009, S. 266.
30 S. Suhling/T. Schott (Anm. 5), S. 69 f.
31 Vgl. Heike Jung, Richterbilder. Ein interkultureller
Vergleich, Baden-Baden 2006, S. 98.
32 Vgl. Sylvie Marguerat, Mineurs doublement victi-
mes, in: N. Queloz et al. (Anm. 1), S. 255 ff.
33 Vgl. Johannes Stehr, Kritische Kriminologie und
der Ruf nach der staatlichen Strafe, in: KrimJ, 29 (1997)
1, S. 53 f.
34 Vgl. Hans-Matthias Kepplinger, Die Entwicklung
der Kriminalitätsberichterstattung, in: Bundes-
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zu nennen ist hier der angestrebte wirtschaft-
liche Erfolg, das Profitinteresse. Dessen Maß-
stab ist die Einschaltquote oder die Auflage.
Deshalb setzen die Quoten- und Auflagen-
strategen in den Redaktionen – unter hohem
Konkurrenzdruck – auf die Mobilisierung
von Gefühlen, neigen zu Dramatisierungen
und Skandalisierungen. Fakten spielen da oft
eine eher untergeordnete Rolle. Sie dienen oft
nur als Anknüpfungspunkte für die eigentli-
che „message“. Weil sie beim Medienkonsum
überhaupt nicht an diese Produktionsbedin-
gungen denken, übersehen die Konsumenten
meist diese Gesetzmäßigkeiten – und fassen
die Medieninhalte als Realität auf. Niklas
Luhmann fragt deshalb verwundert: „Wie ist
es möglich, Informationen über die Welt und
über die Gesellschaft als Informationen über
die Realität zu akzeptieren, wenn man weiß,
wie sie produziert werden?“ 35

Auch auf Polizisten, Staatsanwälte und
Richter werden Mediendarstellungen Auswir-
kungen haben. Selbst wenn ihnen in ihrem Be-
rufsfeld Primärerfahrungen mit Kriminalität
und Straftätern zugänglich sind, sind Berichte
in den Medien keine vernachlässigenswerte
Quelle ihres Wissens über Kriminalität. Damit
findet die medial verzerrte Darstellung des
Kriminalitätsgeschehens Eingang auch in den
politischen und fachlichen Diskurs. Über die-
sen berichten die Medien erneut: „Es entsteht
ein politisch-publizistischer Verstärkerkreis-
lauf, der die Kriminalität zum allumfassenden
Problem und zur ubiquitären Bedrohung wer-
den lässt. . .“ 36 So wird Kriminalitätsberichter-
stattung selber zu einem sozialen Problem,
wenn es um abweichendes Verhalten von Min-
derheiten geht, weil sie die Wirklichkeit des
Verbrechens verzerrt, sich selektiv auf Gewalt
konzentriert, ein falsches Bild vom Straftäter
zeichnet und den sozialen Entstehungszusam-
menhang von Kriminalität ausblendet. Auch
Kriminalitätsfurcht scheint stark von Medien
beeinflusst und vom individuellen Medien-
konsum abhängig zu sein.

Lässt man abschließend die multiplen zu-
sätzlichen Belastungs- und Verzerrungsfakto-

ren, ob sie nun ihre Gründe im Verhalten und
der Lebenslage der Migranten, im Recht oder
in ihrer gesellschaftlichen Behandlung haben,
noch einmal Revue passieren, erscheint Schü-
ler-Springorums Aussage 37 plausibel: Inlän-
der in vergleichbarer Situation wären wo-
möglich auffälliger.

Ausblick

Wenn die Entscheidung über die Inhaftierung
einer Person (auch) davon abhinge, dass diese
einer Minorität angehört, wäre dies rechts-
staatlich unerträglich. Recht und Politik müs-
sen etwaigen Fehleinschätzungen der Bürger
und Institutionen entgegenwirken. Um he-
rauszufinden, wie die Überrepräsentation
von Minoritäten im Strafvollzug zu Stande
kommt, sind deshalb die möglichen Gründe
näher zu erforschen, namentlich

� die Belastung von Zuwanderern mit An-
passungs- und Integrationsproblemen,

� ob, unter welchen Umständen und ggf.
weshalb sie häufiger von den Bürgern und
Institutionen angezeigt werden,

� wie bei registriertem abweichendem Ver-
halten die zuständigen Stellen der Strafver-
folgung mit ihnen verfahren.

Dabei ist es wichtig zu ermitteln, unter wel-
chen Umständen die Überrepräsentation
von Menschen mit Migrationshintergrund
in den verschiedenen Stadien des Verfahrens
(Verdachtsschöpfung, Anzeigenaufnahme
durch die Polizei, Vorlage an die Staatsan-
waltschaft, Anordnung von Untersuchungs-
haft, Anklage bzw. Verfahrenseinstellung,
Verurteilung, Vollstreckung und Vollzug, vor-
zeitige Entlassung) gleichbleibt, sinkt oder
steigt; ob und ggf. weshalb Unterschiede bei
der Anordnung der Untersuchungshaft, dem
Strafmaß und der Verweildauer in Haft ge-
genüber einheimischen Straftätern festzustel-
len sind. Methodisch wäre darauf zu achten,
dass die Untersuchungen für jede der genann-
ten Ebenen gesondert ausgewertet werden,
weil in diesen Fällen Datenaggregation geeig-
net ist, auf einer der Ebenen feststellbare un-
terschiedliche Behandlung der Angehörigen
von Minoritäten „verschwinden“ zu lassen.

ministerium der Justiz (Hrsg.), Kriminalität in den
Medien, Mönchengladbach 2000, S. 58.
35 Niklas Luhmann, Die Realität der Massenmedien,
Opladen 19962, S. 215.
36 Bernd Obermöller/Mirko Gosch, Kriminalitätsbe-
richterstattung als kriminologisches Problem, in: Neue
Justiz, 28 (1995) 1, S. 54.

37 H. Schüler-Springorum (Anm. 25), S. 536.
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Winfried Hassemer
3-6 Vom Sinn des Strafens

Gelingende Rechtfertigung des Strafens ist heute präventive Rechtfertigung; der
strafende Eingriff in Grundrechte muss sich darauf berufen können, dass er die
Welt verbessert, wobei Maß und auf Würde gewahrt bleiben müssen.

Frieder Dünkel
7-14 Strafvollzug in Deutschland – rechtstatsächliche Befunde

Der Beitrag geht zunächst auf die rechtliche Situation des Strafvollzugs in
Deutschland ein und stellt anschließend einige aktuelle statistische Daten hin-
sichtlich der Belegungsentwicklung und Insassenstruktur vor.

Horst Entorf
15-21 Strafvollzug oder Haftvermeidung – was rechnet sich?

Dieser Aufsatz geht der Frage nach, ob der Nutzen des Strafvollzugs die Kosten
der Sicherung und Resozialisierung von Straftätern überschreitet oder ob alterna-
tive, haftvermeidende Strategien vorzuziehen sind.

Philipp Walkenhorst
22-28 Jugendstrafvollzug

Das Angebot des Jugendstrafvollzugs steht im Widerspruch zu den durch die
Zwangsunterbringung mitbedingten Gewalt- und Drogenproblematiken. Relativ
hohe Rückfallquoten machen die Übergangsbegleitung unabdingbar.

Georg Stolpmann
28-33 Psychiatrische Maßregelbehandlung

Die Einweisung in ein psychiatrisches Krankenhaus gemäß § 63 StGB gehört zu
den freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung. Über die
Dauer entscheidet die vom Patienten ausgehende Gefährlichkeit.

Klaus Laubenthal
34-39 Gefangenensubkulturen

Der Beitrag befasst sich mit Erscheinungsformen der Gefangenensubkulturen in
den Justizvollzugsanstalten. Herausgearbeitet sind die dort Sicherheit und Ord-
nung beeinträchtigenden mit den Subkulturen verbundenen Problembereiche.

Joachim Walter
40-46 Minoritäten im Strafvollzug

Minoritäten sind in den Gefängnissen überrepräsentiert. Die Gründe dafür liegen
in unterschiedlichen Lebenslagen, unterprivilegiertem rechtlichen Status sowie
unterschiedlicher Behandlung durch Kontrollinstanzen und Massenmedien.


